Im Verfahren nach § 33 VersAusglG sind sowohl die ausgleichspflichtige als auch die ausgleichsberechtigte Person antragsberechtigt, § 34 Abs. 2 S. 1 VersAusglG.
Der Antrag ist frühestens sechs Monate vor dem Zeitpunkt zulässig, ab dem ein Ehegatte voraussichtlich eine laufende Versorgung aus dem abzuändernden Anrecht bezieht oder dies auf Grund der Abänderung zu erwarten ist, § 226 Abs. 2 FamFG.
